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Bekanntgabe der Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 UVPG 

1. Änderung des planfestgestellten Plans für die Errichtung und den Betrieb der 
380-kV-Leitung Conneforde – Landkreis Cloppenburg – Merzen / Neuenkirchen, 

Planfeststellungsabschnitt 5:  
Landkreisgrenze Cloppenburg / Osnabrück bis Merzen / Neuenkirchen 

Aktenzeichen: 4123-05020-280 

 

I. 

Die Amprion GmbH hat für das o. g. Vorhaben die Durchführung eines Planverzichtsverfahrens 
nach den §§ 43 ff. Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) in Verbindung mit den §§ 72 bis 78 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) bei der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßen-
bau und Verkehr, Dezernat 41 - Planfeststellung, Göttinger Chaussee 76 A, 30453 Hannover 
(Planfeststellungsbehörde), beantragt. 

Der ursprünglich von der Amprion GmbH aufgestellte Plan für die Errichtung und den Betrieb der 
380-kV-Leitung Conneforde – Landkreis Cloppenburg – Merzen / Neuenkirchen, Planfeststel-
lungsabschnitt 5: Landkreisgrenze Cloppenburg / Osnabrück bis Merzen / Neuenkirchen wurde 
mit Beschluss vom 25.09.2024 – Az.: 4123-05020-119 planfestgestellt. 

Die vorliegende Planung umfasst nachfolgende Änderungen: 

Im Verlauf des „Wingebergs Kirchweg“ (etwa auf Höhe der Muffe A5) wurde die Darstellung der 
temporären Arbeitsfläche korrigiert. In den Antragsunterlagen war fälschlicherweise auch ein Teil 
des „Wingebergs Kirchweg“ als temporäre Arbeitsfläche gekennzeichnet. 

In der Nähe der Kreuzung mit der „Alfhauser Straße“ L76 (etwa Höhe Muffe A4) wurde die Dar-
stellung der Zufahrt zur temporären Arbeitsfläche der dortigen HDD Bohrung verdeutlicht. 

In den Antragsunterlagen war die genaue Zufahrt vom „Forstenauer Weg“ nicht erkennbar. 

Es wurde festgestellt, dass im Bereich von Bl. 4260 („Walsumer Straße“) eine geplante Zufahrt 
aus Sicht eines Anwohners ungünstig liegt und eine alternative Zufahrtsstelle zudem ohne die 
Herausnahme eines Gebüsches auskommen würde. Die Planunterlagen wurden entsprechend 
geändert und die Zufahrt zur BE-Fläche angepasst. 

Die Darstellung der Zuwegung der Baueinrichtungsfläche auf dem Flurstück Rüssel, Flur 1 470/1 
wurde konkretisiert. Hier ist eine Rampe aus Richtung der Hermann-Kamp-Straße erforderlich. 

Im Rahmen der Ausbauplanungen hat sich ergeben, dass im Bereich „Wasserhausenweg“ die 
Zufahrt zum Muffenplatz Q1 verbessert werden muss. Am „Wasserhausenweg“ ist geplant, das 
Einbiegen zur BE-Fläche des Muffenplatzes Q1 durch Ausrunden der Straße zu verbessern. 

Hierdurch ergeben sich zwei neue privatrechtliche Betroffenheiten. Im gleichen Zuge ist die Er-
tüchtigung des Durchlasses der Olde unter dem „Wasserhausenweg“ geplant. 

Die Detailplanungen haben gezeigt, dass für die temporäre Arbeitsfläche im Bereich der Muffe Q5 
„Piepenweg“ eine andere Zufahrt erforderlich wird. Weiterhin müssen Änderungen der Zufahrten 
zu den temporären Arbeitsflächen im Bereich „Vehser Straße“ bzw. „Mimmelager Hagen“ vorge-
nommen werden. 

Darüber hinaus wurde im Bereich der KÜS Bohlenbach die temporäre Arbeitsfläche für die Kabel-
baustelle korrigiert. In den Antragsunterlagen überlappten sich die temporäre Arbeitsfläche mit 
der Fläche der KÜS Bohlenbach. 
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Im Rahmen der Ausbauplanung hat sich ergeben, dass die Masten 1 bis 6 später errichtet werden 
sollen. Dadurch fehlt eine Datenanbindung zwischen der Umspann- und Schaltanlage Merzen 
(UA Merzen) und dem Leitungsverlauf ab Mast 7. Da die Inbetriebnahmeprüfungen, insbesondere 
der Kabelübergabestationen (KÜS), längere Zeit in Anspruch nehmen und daher frühzeitig starten 
sollen, ist eine provisorische Datenanbindung von der UA Merzen zum Mast 7 erforderlich, die 
entsprechend Teil der Änderung ist. 

Es soll eine provisorische LwL-Anbindung von Mast 1002 zum Mast 7 erfolgen. Das LwL-Kabel 
wird zunächst als Erdkabel vom Mast 1002 entlang des dortigen Grabens nach Osten geführt und 
schwenkt dann entlang des Grabens B nach Norden. Das Kabel folgt dem Graben B bis zum Mast 
64 der 30 kV-Freileitung der Westnetz. Ab diesem Mast wird das Kabel dann als Freileitungspro-
visorium bis zum Mast 59 der 30-kV-Freileitung mitgeführt um dann zum Mast 7 übergeben zu 
werden. 

Nach Fertigstellung der Maste 1 – 7 wird das provisorische LwL von den Masten der 30-kV Frei-
leitung entfernt, das Erdkabel wird wieder gezogen und damit entfernt. 

Im Rahmen der Detaillierung der Bauplanungen haben sich Änderungserfordernisse für Funda-
mente ergeben. Die Änderungen betreffen die Maste 7, 8, 9, 11, 13, 14, 15, 16, 18, 20 und 22. In 
den meisten Fällen hat sich gezeigt, dass anstatt eines Zwillingsbohrpfahlfundamentes ein Ein-
fachbohrpfahlfundament ausreichend sein wird. Bei den Masten 7 und 11 muss jedoch anstatt 
eines Zwillingsbohrpfahlfundament ein Plattenfundament eingesetzt werden. Bei Mast 22 muss 
von einem Zwillingsbohrpfahlfundament zu einem Vierfachbohrpfahlfundament gewechselt wer-
den. Die Änderungen der Fundamente führen auch zu Änderungen bei der bauzeitlich erforderli-
chen Wasserhaltung. Daher wurde auch der wasserrechtliche Antrag für das Gewerk Freileitung 
angepasst. Für die bauzeitliche Wasserhaltung kommt es an 10 Mastbaustellen zu Änderungen. 
Bei den Masten 7 und 11 zu einer Erhöhung des Absenkziels um 0,5 m bzw. 0,7 m. In allen 
anderen Änderungsfällen reduzieren sich die Absenktiefen. Bis auf zwei Ausnahmen reduzieren 
sich auch die prognostizierten Absenkreichweiten. Insgesamt reduziert sich die Wasserförder-
menge/30-Tage von 1.879.200 m³ auf 1.789.200m³ (max.-Wert). 

Die Detaillierung der statischen Planungen haben ergeben, dass die Mastkopfgeometrien der 
Maste 1 und 7 angepasst werden müssen. Bei den Masten 41 und 51 wird die Höhe der Maste 
von Mast 41 29,3 m zu 29 m und Mast 51 24,4 m zu 24,5 m. 

Die Querungen der Gräben 3. Ordnung - Graben B, Graben B2, Graben B3, Weeser Aa und 
Graben ohne Namen wurden ergänzt. 

Dadurch müssen neben dem Kreuzungsverzeichnis auch die Lagepläne geändert werden, um die 
Verweise in das Kreuzungsverzeichnis aufzunehmen. 

Dabei sind in drei Lageplänen Ungenauigkeiten aufgefallen. Hier wurden Flurstückbezeichnungen 
korrigiert, welche nicht unmittelbar von der Planung betroffen sind, sondern sich in dem Karten-
schnitt befinden. Eine Ausnahme hiervon ist das Flurstück Gemarkung Lintern, Flur 1 Flurstück 
12/2, welches in den ursprünglichen Planunterlagen als 12/1 dargestellt war. Das Flurstück gehört 
der Amprion GmbH. 

Es wird die Korrektur bzw. Änderungen der Angaben zu den Gewässerkreuzungen durch die Erd-
kabelabschnitte beantragt. Ergänzt wird der Antrag um die Kreuzung der Ableiter V3b, sowie V4 
und V4a1. Für die Kreuzung des Ableiters U (Bohlenbach) wird die erforderliche Nennweite der 
temporären Verrohrung um 100 mm auf 500 mm reduziert. 

Im Rahmen der Planänderung wird die Aufnahme der erforderlichen Ersatzaufforstungsflächen 
beantragt. Die Flächen befinden sich in den Landkreisen Celle und Lüchow-Dannenberg in Nie-
dersachsen und werden durch die Forstbetriebsgemeinschaft Celler Land betrieben. 

In den ursprünglichen Planunterlagen waren ca. 36m² große Betriebsgebäude aus Betonfertigtei-
len beantragt. Die technischen Anlagen erfordern nun mehr Raum, so dass Änderungen der Ge-
bäude beantragt werden. Die Betriebsdienstgebäude werden ca. 9m² größer und vor Ort 
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gemauert. Diese Änderung betrifft die Betriebsgebäude der Kabelübergabestationen (KÜS) Krä-
henberg, Sitter und Quakenbrück. 

Bei der KÜS Bohlenbach hat die technische Detailplanung zu Änderungen der Position der Dros-
selstände geführt. Die Drosselstände werden wenige cm nach Norden verschoben. Die Position 
der Fundamente für die optionale Schallschutzwand verschieben sich zwischen 1 m und 1,4 m 
nach Norden. Auch wurden die Positionen für die Lager (G1 und G2) verschoben. 

Weiterhin wird beantragt, den Boden der KÜS Fläche insgesamt anzuheben und auch zu ebnen. 
Hierfür werden im westlichen Teil der Fläche ca. 4500m³ Boden aufgetragen und ca. 400m³ im 
östlichen Bereich abgetragen. Dazu wird neben der Verlagerung des Bodens primär der Aushub 
aus den Fundamentbaugruben verwandt. Die Wiedereinbaufähigkeit des Bodens wird mit der zu-
ständigen Bodenschutzbehörde abgestimmt. 

Die Amprion GmbH plant die Errichtung einer Kabelübergabestation (KÜS) auf einem zuvor land-
wirtschaftlich genutzten Grundstück mit einer Gesamtfläche von ca 7.500 m2. Das Grundstück für 
das Bauvorhaben Kabelübergabestation Osnabrück liegt in 49637 Menslage, Gemarkung Borg, 
Flur 7, Flurstücke 103/1, 106/1 (tlw.). 

Zur Durchführung der Baumaßnahme sind zur Herstellung einer trockenen Baugrubensohle 
Grundwasserhaltungsmaßnahmen in Form einer Grundwasserabsenkung erforderlich. Die 
Grundwasserabsenkung wird hierbei im Rahmen einer Wasserhaltung durch das Einbringen von 
gefrästen Drainagen am Baugrubenrand erzielt. Zur Baugrundverbesserung wird das Controlled 
Modulus Column (CMC) Verfahren eingesetzt, bei der vollverdrängende Betonsäulen (auch als 
“rigid inclusions” bekannt) in den Boden eingebracht werden. Das Bauvorhaben ist in sechs Bau-
abschnitte mit variierender Dauer der Absenkung definierter Bereiche unterteilt. Die insgesamte 
Dauer der Grundwasserabsenkung beträgt für das Bauvorhaben 25 Wochen. Dies wird ebenfalls 
im Rahmen dieser Planänderung in das Verfahren eingebracht. 

Im Rahmen dieses Zulassungsverfahrens hat die Planfeststellungsbehörde nach § 5 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) geprüft, ob für das beantragte Vorha-
ben eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist (Vorprüfung). Das Änderungsvorhaben 
bedarf gem. § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 UVPG einer allgemeinen Vorprüfung, denn das Ausgangsvor-
haben war gem. § 10 Abs. 1 i.V.m. § 6 UVPG und Nr. 19.1.1 der Anlage 1 zum UVPG UVP-
pflichtig.  

Diese allgemeine Vorprüfung wurde anhand der Merkmale des Vorhabens (Anlage 3 Nr. 1 UVPG), 
des Standorts des Vorhabens (Anlage 3 Nr. 2 UVPG) sowie der Art und Merkmale der möglichen 
Auswirkungen des Vorhabens (Anlage 3 Nr. 3 UVPG) durchgeführt. 

Dabei wurden die von der Amprion GmbH vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und Ver-
minderung von Umweltbeeinträchtigungen berücksichtigt. 

Die Vorprüfung hat ergeben, dass durch das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkun-
gen, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung im Hinblick auf eine wirksame 
Umweltvorsorge zu berücksichtigen wären, voraussichtlich nicht entstehen.  

 

II. 

Das Vorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
beansprucht Grundstücke in den Gemarkungen Lintern, Tütingen, Rüssel, Vehs, Groß Mimmel-
age, Borg, Balkum, Schaafhausen, Bergen, Spechtshorn, Eversen, Müden-Örtze, Langlingen, 
Hohnebostel, Schmarbeck, Oldendorf und Baven. 

 

III. 

1.   

Hinsichtlich folgender Kriterien des Vorhabens sind Umweltauswirkungen zu erwarten: 
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1.1 Größe und Ausgestaltung des gesamten Vorhabens und, soweit relevant, der Abrissar-
beiten 

Die vorgelegte Planänderung betrifft die Änderung von 12 Fundamenten, die hieraus 
resultierende erforderliche Anpassung der wasserrechtlichen Anträge, die Änderung 
von 4 Mastgeometrien, die Änderung von zwei BE-Flächenzufahrten, die Ergänzung 
eines prov. LwL Kabels, die Anpassung der erforderlichen Gewässerkreuzungen durch 
Erdkabel, die Ergänzung der erforderlichen Ersatzaufforstungen und Grundwasserhal-
tungsmaßnahmen in Form einer Grundwasserabsenkung und Änderungen an den 
KÜS. Darüber hinaus Änderungen der Plandarstellungen, die keine Änderungen an den 
Bauten bedeuten. 

1.2 Zusammenwirken mit anderen bestehenden oder zugelassenen Vorhaben und Tätigkei-
ten 

Ein Zusammenwirken des Änderungsvorhabens mit anderen Vorhaben ist nicht zu er-
warten.  

 

1.3 Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und biologische Vielfalt 

Für die Errichtung der Fundamente sind bauseitige Grundwasserabsenkungen (wie im 
Antrag auf Planfeststellung dargelegt und genehmigt) erforderlich. Die Absenktiefen 
während der Bauzeit erhöhen sich um 0,5 m, bzw. 0,7 m bei den Masten 7 und 11. In 
allen anderen Fällen können die bereits genehmigten Absenktiefen reduziert werden. 

Die zu fördernde Grundwassermenge wird in 30 Tagen 1.789.200 m³ nicht überschreiten 
(worstcase Annahme). Ursprünglich genehmigt waren 1.879.200 m³. 

Die Boden- bzw. Vollversiegelung durch die sichtbaren Fundamentköpfe hat sich nicht 
geändert. Durch die Änderung der Fundamente ergeben sich lediglich Änderungen hin-
sichtlich der unter Flur liegenden Fundamentplatten, welche zu einer Teilversiegelung 
führen. Insgesamt steigt durch die vorliegende Planänderung die Eingriffsbilanz für die 
Freileitung von 847 m² auf 950 m². Der Boden wird durch die Aufschüttung bei der KÜS 
in Anspruch genommen.  

Die natürlichen Ressourcen werden durch die Planänderung nicht übermäßig belastet. 

 

1.4 Erzeugung von Abfällen im Sinne von § 3 Abs. 1 und 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) 

Nicht relevant.  

 

1.5 Umweltverschmutzung und Belästigungen 

Keine entscheidungserheblichen neuen Emissionen.  

 

1.6 Risiken von Störfällen, Unfällen und Katastrophen, die für das Vorhaben von Bedeutung 
sind, einschließlich der Störfälle, Unfälle und Katastrophen, die wissenschaftlichen Er-
kenntnissen zufolge durch den Klimawandel bedingt sind, insbesondere mit Blick auf: 

1.6.1 verwendete Stoffe und Technologien 

Nicht relevant.  
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1.6.2 die Anfälligkeit des Vorhabens für Störfälle im Sinne des § 2 Nummer 7 der Störfall-
Verordnung (StöV), insbesondere aufgrund seiner Verwirklichung innerhalb des ange-
messenen Sicherheitsabstandes zu Betriebsbereichen im Sinne des § 3 Abs. 5a des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)  

Nicht relevant.  

 

1.7 Risiken für die menschliche Gesundheit, z. B. durch Verunreinigung von Wasser oder 
Luft 

Nicht erwartbar.  

  

2. 

Bei der Beurteilung der Umweltauswirkungen des Vorhabens wurde die ökologische Empfindlich-
keit des Gebiets berücksichtigt, das durch das Vorhaben möglicherweise beeinträchtigt wird. Ein-
bezogen wurde dabei auch das Zusammenwirken mit anderen Vorhaben.  

Insbesondere folgende Nutzungs- und Schutzkriterien fanden bei der Beurteilung der Umweltaus-
wirkungen Beachtung: 

2.1 bestehende Nutzungen des Gebietes, insbesondere als Fläche für Siedlung und Erho-
lung, für land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzungen, für sonstige wirtschaftliche 
und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung (Nutzungskriterien) 

Die bestehende Nutzung des Gebiets wird durch die Planänderung im Hinblick auf das 
Ausgangsverfahren nicht maßgeblich eingeschränkt oder verändert. 

2.2 Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressour-
cen, insbesondere Fläche, Boden, Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische 
Vielfalt, des Gebiets und seines Untergrunds (Qualitätskriterien) 

Es sind keine Flächen von besonderer Bedeutung für den Naturschutz betroffen.  

Eine dauerhafte negative Betroffenheit von Boden, Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen 
und der biologischen Vielfalt ist nicht zu erwarten. 

Durch die Deckblattänderung ergeben sich keine zusätzlichen Betroffenheiten der ge-
nannten Qualitätskriterien bzw. Bereichen mit besonderen Funktionen und Qualitäten.  

2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete und 
von Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien): 

2.3.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 

Nicht betroffen.  

 

2.3.2 Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst 

Nicht betroffen 

 

2.3.3 Nationalparke und Nationale Naturmonumente nach § 24 BNatSchG, soweit nicht be-
reits von Nummer 2.3.1 erfasst 

Nicht betroffen. 

 

2.3.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß den §§ 25 und 26 
BNatSchG 
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Nicht betroffen 

2.3.5 Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG 

Nicht betroffen.  

 

2.3.6 geschützte Landschaftsbestandteile, einschließlich Alleen, nach § 29 BNatSchG 

Nicht betroffen.  

 

2.3.7 gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG  

Nicht betroffen.  

 

2.3.8 Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG), Heilquellen-
schutzgebiete nach § 53 Abs. 4 WHG, Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 WHG sowie Über-
schwemmungsgebiete nach § 76 WHG 

Nicht betroffen.  

 

2.3.9 Gebiete, in denen die in Vorschriften der Europäischen Union festgelegten Umweltqua-
litätsnormen bereits überschritten sind 

Nicht betroffen 

 

2.3.10 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 
Abs. 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes (ROG) 

Nicht betroffen 

 

2.3.11 in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, Boden-
denkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbe-
hörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind 

Nicht betroffen.  

  

3. 

Bei der Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter wurde insbesondere 
folgenden Gesichtspunkten Rechnung getragen: 

Durch die beantragte Änderung von der Fundamentart bei den Masten entsteht keine 
weitere Oberflächenversiegelung, die Eingriffe in den Boden sind unwesentlich. Die Auf-
schüttung/der Abtrag von Boden ist geringfügiger Natur und hat keine Auswirkungen auf 
schutzwürdige Lebensräume, Tiere und Pflanzen. Auch führt sie nicht zu einer optischen 
Beeinträchtigung des Landschaftsbildes. 

Die erforderlichen bauseitigen Wasserhaltungsmaßnahmen ändern sich nicht nachteilig 
in Art und Maß der zu fördernden und einzuleitenden Wassermengen gegenüber dem 
Planfeststellungsbeschluss.  

Die beantragte Planänderung enthält kleinteilige Anpassungen und Ergänzungen, wel-
che zu keinerlei relevanten Änderungen am genehmigten Vorhaben führen. 
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Die Gesamtkonzeption des Vorhabens, nämlich Umfang und Zweck der Planung, wird 
von den Ergänzungen nicht berührt. Es ergeben sich keine zusätzlichen oder neuen Be-
troffenheiten von stärkerem Gewicht, welche einer besonderen Berücksichtigung bedür-
fen. 

Insbesondere waren die naturschutzrechtlichen Konflikte bekannt und wurden bewertet. 
Die Art und der konkrete Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen standen eben-
falls fest. Damit konnte die Planfeststellungsbehörde diese Belange im ursprünglichen 
Planfeststellungsbeschluss insoweit final in ihre Abwägung einstellen. 

Durch die Umsetzung der Maßnahmen entstehen keine erheblichen nachteiligen Um-
weltauswirkungen. 

 
IV. 

 

Art und Ausmaß der oben dargestellten Auswirkungen sind geringer Natur. Die Auswirkungen sind 
weder schwer noch komplex.  

Durch diese Planänderung wird keine größere Fläche in Anspruch genommen. Ebenfalls sind 
keine neuen oder zusätzlichen nennenswerten Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter Pflanzen, 
Tiere und des Grundwassers zu erwarten. 

Das Schutzgut Boden wird geringfügig in Anspruch genommen, jedoch in Gesamtbetrachtung 
zum Vorhaben in unwesentlichem Umfang. 

Es kommt zu keinen Veränderungen in Bezug auf elektrische und magnetische Felder sowie 
Lärm- und Schadstoffemissionen. Zusätzliche Risiken für die menschliche Gesundheit werden 
nicht bewirkt. Weitere Schutzgüter sind durch die Maßnahme nicht betroffen. Die AVV Baulärm 
wird beachtet. Es drohen keine dauerhaften Schallemissionen und keine erhöhte Luftschadstoff-
belastung. Die Planänderung geht nicht mit erhöhten Risiken von Störfällen, Unfällen und Kata-
strophen einher.  

Die Vorhabenträgerin hat nachvollziehbar dargelegt, dass die Planänderung keine Beeinträchti-
gungen von Natur und Landschaft verursacht, da es sich nur um kleinräumige Änderungen an 
bereits planfestgestellten Maßnahmen handelt. Empfindliche Nutzungen sind nicht vorhanden. 
Bedeutende Landschaften oder Landschaftsteile sind nicht betroffen. Weiter sind auch keine ge-
schützten Gebiete betroffen. 

Hinsichtlich der aufgeführten Kriterien sind keine relevanten Auswirkungen erkennbar, welche 
eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung auslösen würden. 

Die betroffenen Schutzgüter werden nicht erheblich nachteilig betroffen, da die Auswirkungen 
nicht über ein geringes Ausmaß hinaus gehen. Es lassen sich aus dem Gesichtspunkt der Um-
weltvorsorge keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen erkennen.  

Eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 5 UVPG besteht 
deshalb nicht.  

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig 
anfechtbar ist. 

 

 
NLStBV 
- Planfeststellungsbehörde - 
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Hannover, 26.02.2025  

 
gez. 

Röder 

 


